
Erleichterte Doris Leuthard

«Der schrittweise Ausstieg ist breit abge
DasNeinzurAtomausstiegs-Initiative ist
ein Sieg für Energieministerin Doris
Leuthard. Das Ergebnis stand gestern
schon früh fest, so konntedieCVP-Bun-
desrätin denMedien bereits um 16 Uhr
Rede und Antwort stehen. «In meinen
zehn JahrenalsBundesrätinwar ichnoch
nie so früh bei Ihnen an einem Abstim-
mungssonntag», konstatierteLeuthard.

FrauBundesrätin,wiebeurteilenSie
dasNeindesStimmvolks zurAtom-
ausstiegs-Initiative?
Ichbin erleichtert über diesenAusgang.
Er lässt uns die nötige Zeit für den Um-
bauderEnergieversorgungundauchdie
nötige Zeit für den Ausbau der Strom-
netze. Das Volk wollte offenbar keine
Risikeneingehen.Eswollte dieNetzsta-
bilität nicht gefährden und die Schweiz
nicht abhängig von Stromimporten aus
demAuslandmachen.Ausserdemwoll-
te es nicht das Risiko eingehen, dass die
BetreiberEntschädigungen fordern.Mit
demNeinhatdasStimmvolk signalisiert,
dass es keine übereilte Abschaltung der
bestehenden Kernkraftwerke will. Die
Energiewendegelingt nicht überNacht.
Bewilligung,FinanzierungundBauneu-
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DieAugen richten sich
auf dieFDP

Energiewende Ist dasNein zur Initiative derGrünen ein generellesNein
zumAtomausstieg?Oder vielmehr gerade ein Ja zum schrittweisen Ausstieg?Die

Abstimmung zur Energiestrategie 2050wirft bereits ihren Schatten voraus.

Roger Braun

Dass Abstimmungsresultate unter-
schiedlichbewertetwerden, ist einegut-
schweizerischeTradition.Dochgestern
hattendie Interpretationeneine speziel-
leRelevanz.DennamHorizont stehtbe-
reits die nächste Volksabstimmung zur
Energiepolitik: jene zurEnergiestrategie
2050.DieseverankertdenAtomausstieg
imGesetz und fördert die erneuerbaren
Energien sowiedieEnergieeffizienz, da-
mit die Schweiz künftig auf die Atom-
energie verzichten kann, ohne dass die
Lichter ausgehen.

Eine«klareBestätigung fürdieEner-
giestrategie 2050» sah die CVP in der
54prozentigenAblehnungder Initiative.
«Die Bevölkerung will die Energiewen-
de», hiess es bei denGrünen.DieSP sah
einen «knappen Entscheid», der deut-
lich mache, dass das Atomzeitalter vor-
bei sei.GanzandersdieSVP.«DieBevöl-
kerung hat klar Nein gesagt zu einem
Technologieverbot, also einemAusstieg
ausderAtomenergie», sagte SVP-Präsi-
dent und Nationalrat Albert Rösti (BE).
Nie und nimmer könneman den Ja-An-
teil von46Prozent als Ja zurEnergiestra-
tegie deuten. Der atomfreundliche Ber-
ner Nationalrat und FDP-Vizepräsident
ChristianWasserfallen sprachvoneiner
«schleierhaften» InterpretationvonMit-
te-links. «Zum ersten Mal hat die
Schweizer Bevölkerung seit demAtom-
unfall in Fukushimaüber denAtomaus-
stieg abgestimmt – und klar Nein ge-
sagt», sagte er. Wasserfallen sieht eine
verfehlte Wahrnehmung, was die Be-
dürfnissederBevölkerungangeht. «Das
Volk ist nicht gegen die Atomenergie,
sondern es will Kontinuität, Versor-
gungssicherheit undgünstigeStromprei-
se.»

ProminenteFDP-Politiker sind
gegendieEnergiestrategie2050

Die Energiestrategie 2050 ist das bun-
desrätliche Konzept für den Atomaus-
stieg.DemnachsollendieKraftwerkebis
an ihr Lebensende laufen, dann aber
nichtmehr ersetztwerden.Andie Stelle
der Atomkraft sollen die erneuerbaren
Energien treten, diekünftignoch stärker
finanziell gefördertwerden sollen.Dazu
wird der Netzzuschlag auf den Strom-
preis von 1,5 auf 2,3 Rappen pro Kilo-
wattstunde erhöht. Dies kostet eine Fa-
milie jährlich etwa 40 Franken zusätz-
lich. Das Parlament sagte zur ersten
Etappedieser Strategie inderHerbstses-
sion deutlich Ja; derNationalratmit 120
zu72Stimmen.SP,Grüne,CVP,BDPund
GLP stehen entschlossen hinter der
Energiestrategie. Ebenso entschieden
stellt sichdie SVPdagegen. Sie sammelt
seit gut einem Monat Unterschriften
gegendasGesetzeswerk; eigentlichnie-
mand zweifelt daran, dass das Referen-
dum zustande kommt.

Als schicksalhaft könnte sich bei der
AbstimmungdiePositionderFDPerwei-
sen.Dochdieseweissnicht so recht,was
siewill. ImNationalrat stimmten 17Par-
lamentarier für die Energiestrategie, 13
dagegen. Im Ständerat fiel die Zustim-
mung mit zehn zu einer Gegenstimme
deutlich aus. Allerdings: Namhafte
Schwergewichte der Partei sind gegen
die Energiestrategie. Innerhalb des Par-
teipräsidiums ist einzig der Genfer Na-
tionalrat Christian Lüscher dafür. Da-
gegengestimmthabenPräsidentinPetra
Gössi, derAusserrhoder StänderatAnd-
reaCaroni, derWalliserNationalratPhi-
lippeNantermod sowieWasserfallen.

Pfister setztFDPunterDruck –
Gössiwinktab

An der Unterschriftensammlung betei-
ligt sich die FDP nicht, nachdem die
Konferenz der kantonalen Parteipräsi-
denten dies so entschieden hat. Aller-
dings wird sich die Partei positionieren
müssen, sobald das Referendum steht.
Die CVP forderte denn gestern die FDP
auch auf, Stellung zu beziehen. «Die
FDPmuss sichnunendlichklar zurEner-
giestrategie bekennen», sagt CVP-Prä-
sidentGerhardPfister. «GerhardPfister
hat der FDP nicht vorzuschreiben, was
wir tun müssen», erwidert Gössi. Sie
sieht keinen Grund, vom üblichen Ver-
fahren abzuweichen. «Wir warten jetzt
erst mal ab, ob das Referendum über-
haupt zustandekommt,dannwerdendie
Delegierten entscheiden.»

ObdiesedemKursderFDP-Fraktion
folgen, ist indes höchst unsicher. Inner-
halb der Partei gibt es starke Kräfte, die
resolutgegendieEnergiestrategiekämp-
fen. Zum Beispiel die Jungfreisinnigen:

Die Jungpartei der FDP unterstützt die
SVP aktiv bei der Unterschriftensamm-
lung und wird vor der entscheidenden
Delegiertenversammlung, die voraus-
sichtlich am 25. März stattfinden wird,
entsprechenden Rummel machen. Ein
lautstarker Gegner ist auch Christian
Wasserfallen. Für ihn ist klar, «dass eine
freisinnige Partei nicht Ja sagen kann zu
diesemSubventionsmonster, daskeiner-
lei Lösungen für die Probleme imEner-
giesektor bereitstellt».

DerLuzernerFDP-NationalratPeter
Schilliger sieht das anders. «Mit dem
neuen Gesetz schaffen wir keine neuen
Subventionen.»Eswürden lediglichdie
bestehendenausgebaut –unddasmit gu-
tem Grund, wie Schilliger findet. «Wir
haben gegenüber der Bevölkerung Ver-
sprechen gemacht, diese gilt es nun zu
halten.»Schilliger sprichtdamitdie kos-
tendeckendenEinspeisevergütungen für
erneuerbareEnergienwiediePhotovol-
taik an. Installiert einBürgerSolarpanels
auf seinem Dach, erhält er finanzielle
Unterstützung vomBund. Das Problem
ist:DasGeld reichtnicht, umdiegetätig-
ten Investitionen abzugelten. «Um die
Warteliste abzubauen, sind deshalb vo-
rübergehend höhere Abgaben nötig»,
sagt Schilliger. Wichtig für ihn ist: «In-
nerhalb von fünf Jahrennach Inkrafttre-
ten des Gesetzes kommt die Einspeise-
vergütung an ihr Ende und wir machen
Schlussmitder Subventionswirtschaft.»

Wirtschaft zaudert ebenfalls
beiderEntscheidfindung

Neben der FDP tut sich auch die Wirt-
schaft schwer. Sowohl der Wirtschafts-
dachverband Economiesuisse als auch
derGewerbeverbandhelfenzwarbeider
Unterschriftensammlungnichtmit. Das
heisst allerdings noch lange nicht, dass
sie die Energiestrategie unterstützen.
Aufgrund der bisherigen Verlautbarun-
gen ist insbesondere beimGewerbe ein
Nein zu erwarten, aber auch bei Econo-
miesuisse bestehen erhebliche ord-
nungspolitische Zweifel.

Vorausgesetzt, dieSVPbringtdasRe-
ferendum zustande, wird die Bevölke-
rung voraussichtlich am 21. Mai nächs-
ten Jahres über die Energiestrategie ab-
stimmen.DasseskeinenSpaziergang für
die Befürworter gebenwird, legt die ge-
planteKampagnederSVPnahe.Aufdem
Plakat ist ein weinender Junge abgebil-
det, daneben seine Taucherbrille. «We-
genEnergiegesetz keineFerienmehr?»,
fragt die SVP und spricht von jährlichen
Mehrkosten von 3200 Franken pro Fa-
milie, welche der Atomausstieg bringe.
«Hanebüchen» und «krass tatsachen-
widrig»nannteBundesrätinDorisLeut-
hard diese Behauptung in einem Inter-
viewmit dieser Zeitung. Ob das die Be-
völkerung ebenfalls so sehenwird, wird
sich zeigen. Hitzig dürfte der Abstim-
mungskampf auf jeden Fall werden.

abgestützt»
tegie vorgesehen ist, scheint mir breit
abgestützt zu sein.

DieSVPhatdasReferendumgegen
dasMassnahmenpaket ergriffen,
eineVolksabstimmung istwahr-
scheinlich.WelcheSchlüsse ziehen
Sie ausdemheutigenResultat für
diesenanstehendenUrnengang?
Ich bin zuversichtlich, dass die Energie-
strategie von den Stimmbürgernmitge-
tragenwird, falls es imkommenden Jahr
zu einer Referendumsabstimmung
kommt. Mit dem heutigen Entscheid
wurdedieEnergiepolitik vonBundesrat

und Parlament gestärkt. Aber jede Ab-
stimmung beginnt beiNull, es kommen
sicher auch noch neue Argumente von
der SVP. Insofernwar das heute erst ein
Teilerfolg. Ich freue mich aber auf die
Diskussion.DieLeute interessieren sich
offenbar für das Thema Energieversor-
gung.AngesichtsderTatsache,dassheu-
te nur eine Vorlage zur Abstimmung
kam,hattenwirmit rund45Prozent eine
gute Stimmbeteiligung.

Welches sinddienächstenSchritte?
Voraussichtlich im Februar gehen die
Verordnungsänderungen zum ersten
MassnahmenpaketderEnergiestrategie
in die Vernehmlassung. Ziel ist es, dass
die erste Etappe Anfang 2018 in Kraft
gesetzt werden kann. Die Möglichkeit
einer Referendumsabstimmung steht
diesen Vorarbeiten nicht im Weg. Teil
desPakets ist ebenauchder schrittweise
Ausstieg aus der Kernenergie: Die be-
stehenden AKW sollen am Ende ihrer
Betriebszeit stillgelegt und nicht durch
neue ersetzt werden. Der Ausstieg aus
der Kernenergie ist sinnvoll, er sollte
aber nicht überstürzt erfolgen. (Aufge-
zeichnet vonTobias Bär.)
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